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E n t wu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Universitätsgesetz 2002 geändert wird 

Das Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 45/2014, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis entfällt der 2a. Unterabschnitt des 1. Abschnitts des I. Teils samt Überschrift mit 
Ausnahme der § 14h betreffenden Zeile. 

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Überschrift zum 3. Unterabschnitt des 2. Abschnitts des I. Teils 
„Sonderbestimmungen für die Klinischen Bereiche der Medizinischen Universitäten bzw. der 
Universitäten, an denen eine Medizinische Fakultät eingerichtet ist“. 

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet im 2. Abschnitt des VIII. Teils die § 123a betreffende Zeile: 
„§ 123a. und § 123b. Übergangsbestimmungen für die Errichtung einer Medizinischen Fakultät“ 

4. Im Inhaltsverzeichnis werden nach dem 5. Abschnitt des VIII. Teils folgende Zeilen eingefügt: 
„5a. Abschnitt 

Vereinigung von Universitäten 
§ 140a. Rechtsnachfolge 
§ 140b. Übergangsbestimmungen für die Satzung, den Organisations- und Entwicklungsplan 
§ 140c. Übergang von Mietrechten an Liegenschaften, Bauwerken und Räumlichkeiten 
§ 140d. Überleitung des Personals 
§ 140e. Übergangsbestimmungen für die Interessenvertretungen der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer 
§ 140f. Studienrechtliche Übergangsbestimmungen 
§ 140g. und § 140h. Sonstige Bestimmungen“ 

5. In § 2 Z 12 wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 13 angefügt: 
 „13. Vereinbarkeit von Studium oder Beruf mit Betreuungspflichten für Kinder und pflegebedürftige 

Angehörige.“ 

6. In § 9 wird das Zitat „§ 10“ durch das Zitat „§ 10 Abs. 1“ ersetzt. 

7. Dem Text des § 10 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ vorangestellt und es wird folgender Abs. 2 
angefügt: 

„(2) Jede Universität ist überdies berechtigt, sonstige Vermögenswerte – unbeschadet §§ 26 und 27 – 
insbesondere auch in Form von Spenden, Schenkungen und Sponsoring einzuwerben.“ 

8. Dem § 14h Abs. 7 wird folgender Abs. 8 angefügt: 
„(8) In den von den Studienfeldern gemäß Abs. 2 umfassten Studien ist eine Studieneingangs- und 

Orientierungsphase gemäß § 66 Abs. 1, 1a und 1b als Teil des betreffenden Studiums einzurichten. 
Erfolgt die Auswahl der Studierenden bis längstens ein Semester nach der Zulassung, ist § 66 Abs. 1, 1a 
und 1b mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Auswahlverfahren Teil der Studieneingangs- und 
Orientierungsphase ist.“ 

9. In § 15 Abs. 6 wird das Zitat „§ 10“ durch das Zitat „§ 10 Abs. 1“ ersetzt. 
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10. § 19 Abs. 2 Z 6 lautet: 
 „6. Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan (§ 20b);“ 

11. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a angefügt: 
„(2a) In die Satzung können insbesondere auch Bestimmungen betreffend die Vorgangsweise bei 

Plagiaten oder anderem Vortäuschen von wissenschaftlichen Leistungen im Rahmen von 
wissenschaftlichen Arbeiten oder künstlerischen Master- oder Diplomarbeiten aufgenommen werden. 
Über einen allfälligen Ausschluss vom Studium von höchstens zwei Semestern bei wiederholtem 
Plagiieren oder wiederholtem anderen Vortäuschen von wissenschaftlichen Leistungen hat das Rektorat 
mit Bescheid zu entscheiden.“ 

12. § 20 Abs. 5 erster Satz lautet: 
„(5) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit mit Forschungs- und Lehraufgaben oder 

Aufgaben der Entwicklung und Erschließung der Künste und der Lehre der Kunst ist vom Rektorat auf 
Vorschlag der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren der betreffenden 
Organisationseinheit eine entsprechend qualifizierte Person mit einem aufrechten Dienstverhältnis zum 
Bund oder einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur Universität zu bestellen.“ 

13. Nach § 20 werden folgende §§ 20a und 20b samt Überschrift eingefügt: 
„Zusammensetzung von Kollegialorganen und Gremien  

in geschlechterparitätischer Hinsicht 
§ 20a. (1) § 20a gilt für alle, gemäß diesem Bundesgesetz sowie durch den Organisationsplan und 

die Satzung der Universität eingerichteten, Kollegialorgane und Gremien, sofern in diesem Bundesgesetz 
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Jedes Kollegialorgan und jedes Gremium gemäß Abs. 1 hat geschlechterparitätisch 
zusammengesetzt zu sein. Bei Kollegialorganen und Gremien mit einer ungeraden Anzahl von 
Mitgliedern erfolgt die Berechnung der Geschlechterparität, indem die Anzahl der Mitglieder rechnerisch 
um ein Mitglied zu reduzieren ist, und die Geschlechterparität von dieser Anzahl zu bestimmen ist. 

(3) Sowohl der Senat als auch die Bundesregierung haben bei der Wahl bzw. Bestellung der 
Mitglieder des Universitätsrats die Geschlechterparität gemäß Abs. 2 zu beachten. 

(4) Die Erstellung der Liste der Kandidatinnen und Kandidaten als Teil der Wahlvorschläge für die 
zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen gemäß § 25 Abs. 4 Z 1, 2 und 3 hat 
geschlechterparitätisch zu erfolgen, wobei jeweils möglichst abwechselnd eine Kandidatin und ein 
Kandidat in der Reihenfolge der Listenplätze zu berücksichtigen sind. Erhebt der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen keine Einreden der unrichtigen Zusammensetzung der Wahlvorschläge gemäß 
§ 42 Abs. 8a, so gilt der auf Grund dieser Wahlvorschläge gewählte Senat jedenfalls im Hinblick auf 
Abs. 2 als richtig zusammengesetzt. 

Frauenförderungsplan und Gleichstellungsplan 
§ 20b. (1) Der Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan dienen der Umsetzung der 

verfassungsrechtlichen Vorgaben zur tatsächlichen Gleichstellung gemäß Art. 7 Abs. 2 und 3 B-VG 
sowie des Bundesgesetzes über die Gleichbehandlung im Bereich des Bundes (Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz - B-GlBG), BGBl. Nr. 100/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 210/2013, im Hinblick auf die Universitäten und die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zur 
Gleichstellung und Gleichbehandlung von Frauen und Männern. Zusätzlich zum Frauenförderungsplan 
gemäß § 11a B-GlBG sind in einem eigenen Gleichstellungsplan insbesondere folgende Angelegenheiten 
zu regeln: 
 1. Vereinbarkeit (§ 2 Z 13); 
 2. Antidiskriminierung (2. Hauptstück des I. Teils des B-GlBG). 

(2) Das Recht auf Vorschlag des Frauenförderungsplanes und des Gleichstellungsplanes sowie das 
Recht auf Vorschlag einer Änderung des Frauenförderungsplanes und des Gleichstellungsplanes an das 
Rektorat stehen dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu (§ 44). Ein Abgehen vom Vorschlag 
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen durch das Rektorat oder den Senat ist nur mit einer 
entsprechenden Begründung an den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen möglich. Der 
Frauenförderungsplan und der Gleichstellungsplan sind innerhalb von sechs Monaten ab Vorlage des 
Vorschlages vom Senat zu erlassen.“ 
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14. § 25 Abs. 3 lautet: 
„(3) Dem Senat gehören Vertreterinnen und Vertreter der Universitätsprofessorinnen und 

Universitätsprofessoren, einschließlich der Leiterinnen und Leiter von Organisationseinheiten mit 
Forschungs- und Lehraufgaben oder Aufgaben der Entwicklung und Erschließung der Künste und der 
Lehre der Kunst, die keine Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren sind, der im § 94 
Abs. 2 Z 2 und Z 3 genannten Gruppen des allgemeinen Universitätspersonals und der Studierenden an.“ 

15. § 25 Abs. 4 Z 2 und 3 lauten: 
 „2. Die Vertreterinnen und Vertreter der in den § 94 Abs. 2 Z 2 und 3 genannten Gruppen sind von 

allen Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten (§ 122 Abs. 3) sowie den 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Forschungs-, Kunst- 
und Lehrbetrieb (§ 100) sowie den Ärztinnen und Ärzten in Facharztausbildung (§ 96) zu 
wählen. An den Universitäten gemäß § 6 Z 1 bis 15 muss den Gewählten zumindest eine Person 
mit Lehrbefugnis (venia docendi) angehören. 

 3. Die Vertreterinnen und Vertreter des allgemeinen Universitätspersonals sind von allen 
Angehörigen des allgemeinen Universitätspersonals zu wählen.“ 

16. In § 26 Abs. 1 wird im ersten Satz nach der Wortfolge „Arbeiten an der Universität“ die Wortfolge 
„einzuwerben und“ eingefügt. 

17. § 27 Abs. 1 Z 1 lautet: 
 „1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte sowie Spenden und Sponsoring Vermögen einzuwerben 

und Rechte zu erwerben;“ 

18. § 27 Abs. 1 Z 3 lautet: 
 „3. Mittel für die Durchführung wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeiten sowie für 

Untersuchungen und Befundungen im Auftrag Dritter einzuwerben und damit im Zusammenhang 
stehende Verträge abzuschließen, soweit sie der wissenschaftlichen Forschung oder der 
Entwicklung und Erschließung der Künste dienen;“ 

19. In § 29 Abs. 5 zweiter Satz wird die Wort- und Zeichenfolge  „§ 94 Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder 
zahnärztlicher Verwendung“ durch die Wort- und Zeichenfolge „94 Abs. 1 Z 4 in ärztlicher oder 
zahnärztlicher Verwendung mit Ausnahme der Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung gemäß § 94 
Abs. 2 Z 3“ ersetzt. 

20. § 30 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die Ethikkommissionen haben jedenfalls den Erfordernissen des § 8c Abs. 1 bis 5 und 7 

KAKuG zu entsprechen. In Abweichung zu § 8c Abs. 4 KAKuG gilt für die Zusammensetzung der 
Ethikkommissionen in geschlechterparitätischer Hinsicht § 20a.“ 

21. Nach § 30 wird folgender § 30a samt Überschrift eingefügt: 
„Weitergabe und Verwendung von Sterbedaten für  

wissenschaftliche Zwecke 
§ 30a. (1) Für Zwecke der medizinischen Forschung kann die Bundesanstalt Statistik Österreich 

wissenschaftlichen Einrichtungen, nach Vereinbarung der konkreten Anwendungsbereiche und eines 
angemessenen Kostenersatzes, das Sterbedatum und die Todesursache von Betroffenen 
sterbefallbezogener Analysen übermitteln. Die wissenschaftlichen Einrichtungen und deren Angehörige 
unterliegen hinsichtlich der Sterbedaten einer Geheimhaltungspflicht und haben den Zugang zu diesen 
Daten ausschließlich für wissenschaftliche Zwecken sicherzustellen. 

(2) An Medizinischen Universitäten bzw. Universitäten, an denen eine Medizinische Fakultät 
eingerichtet ist, ist vor Abschluss der Vereinbarung gemäß Abs. 1 die Ethikkommission gemäß § 30 zu 
befassen. An anderen wissenschaftlichen Einrichtungen ist eine Ethikkommission gemäß § 8c KAKuG 
oder eine vergleichbare Ethikkommission zu befassen.“ 

22. § 32 Abs. 1 erster Satz lautet: 
„§ 32. (1) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Organisationseinheit oder einer Klinischen Abteilung 

einer Medizinischen Universität bzw. einer Medizinischen Fakultät, die gleichzeitig die Funktion einer 
Krankenabteilung oder einer gleichzuwertenden Einrichtung einer öffentlichen Krankenanstalt (§ 7 
Abs. 4, § 7a Abs. 1 sowie § 7b Abs. 1 und 2 KAKuG) hat, ist vom Rektorat auf Vorschlag der 
Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren eine entsprechend qualifizierte Person mit einem 
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aufrechten Dienstverhältnis zum Bund oder einem aufrechten Arbeitsverhältnis zur Universität mit 
einschlägiger Facharzt- oder Zahnarztbefugnis zu bestellen.“ 

23. § 42 Abs. 8a, 8c und 8e lauten: 
„(8a) Das jeweilige Kollegialorgan oder Gremium hat den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 

unverzüglich über seine Zusammensetzung zu informieren. Ist die Geschlechterparität gemäß § 20a 
Abs. 2 im Kollegialorgan oder Gremium nicht ausreichend gewahrt, so kann der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen binnen vier Wochen die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung an die 
Schiedskommission erheben. Ist das Kollegialorgan oder Gremium unrichtig zusammengesetzt, sind 
dessen Beschlüsse ab dem Zeitpunkt der Einrede nichtig. Erhebt der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen nicht fristgerecht die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung, gilt das 
Kollegialorgan oder Gremium im Hinblick auf die Geschlechterparität als richtig zusammengesetzt. Der 
Senat hat den Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüglich über das Ergebnis der Wahl der 
Mitglieder des Universitätsrats gemäß § 21 Abs. 6 Z 1 zu informieren. Bei Verletzung der 
Geschlechterparität gemäß § 20a Abs. 3 kann der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen binnen vier 
Wochen die Einrede der unrichtigen Zusammensetzung des Wahlvorschlages erheben. 

(8c) Sämtliche von der Wahlkommission zugelassenen Wahlvorschläge für die Wahlen zum Senat 
sind im Hinblick auf die Einhaltung der Geschlechterparität gemäß § 20a Abs. 4 dem Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen vorzulegen. Dieser hat binnen einer Woche zu entscheiden, ob der 
Wahlvorschlag der Geschlechterparität gemäß § 20a Abs. 4 entspricht. Entscheidet der Arbeitskreis für 
Gleichbehandlungsfragen, dass nicht ausreichend Frauen auf dem Wahlvorschlag enthalten sind, hat er 
die Einrede der Mangelhaftigkeit des Wahlvorschlages an die Schiedskommission zu erheben. 
Entscheidet die Schiedskommission, dass die Einrede zu Recht erhoben wurde, hat die Wahlkommission 
den Wahlvorschlag an die wahlwerbende Gruppe zur Verbesserung zurückzuweisen. 

(8e) Der Universitätsrat hat in seinen jährlichen Bericht gemäß § 21 Abs. 2 Z 13 einen Bericht über 
die Maßnahmen des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen im Zusammenhang mit der 
geschlechterparitätischen Zusammensetzung der universitären Kollegialorgane und Gremien sowie 
gegebenenfalls über die Maßnahmen der Universität zur Umsetzung dieser Bestimmung aufzunehmen.“ 

24. Dem § 42 Abs. 10 wird folgender Abs. 11 angefügt: 
„(11) Das Rektorat hat dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen die für die Erfüllung seiner 

Aufgaben entsprechenden Personal- und Sachressourcen sowie die erforderlichen Räume nach Maßgabe 
der budgetären Möglichkeiten zur Verfügung zu stellen.“ 

25. § 44 samt Überschrift lautet: 
„Anwendung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes 

§ 44. Auf alle Angehörigen der Universität sowie auf die Bewerberinnen und Bewerber um 
Aufnahme in ein Arbeitsverhältnis zur Universität oder um Aufnahme als Studierende ist das B-GlBG mit 
Ausnahme des dritten und vierten Abschnitts des zweiten Teils des ersten Hauptstücks und der §§ 12 und 
12a mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Universität als Dienststelle und als Zentralstelle (§ 2 Abs. 1 
und 2 B-GlBG) gilt und sie die Pflicht zur Leistung von Schadenersatz gemäß § 17 Abs. 1 B-GlBG trifft. 
Das Recht zur Erstellung eines Vorschlags für den Frauenförderungsplan (§ 11a Abs. 1 B-GlBG) steht 
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zu.“ 

26. In § 45 Abs. 1 wird das Zitat „§ 10“ durch das Zitat „§ 10 Abs. 1“ ersetzt. 

27. An § 51 Abs. 2 werden folgende Z 31 und 32 angefügt: 
 „31. Ein Plagiat liegt jedenfalls dann vor, wenn Texte, Inhalte oder Ideen übernommen und als eigene 

ausgegeben werden. Dies umfasst insbesondere die Aneignung und Verwendung von 
Textpassagen, Theorien, Hypothesen, Erkenntnissen oder Daten durch direkte, paraphrasierte 
oder übersetzte Übernahme ohne entsprechende Kenntlichmachung und Zitierung der Quelle und 
der Urheberin oder des Urhebers. 

 32. Vortäuschen von wissenschaftlichen Leistungen liegt jedenfalls dann vor, wenn auf 
„Ghostwriting“ zurückgegriffen wird oder wenn Daten und Ergebnisse erfunden werden.“ 

28. § 54 Abs. 6d lautet: 
„(6d) Für Studien für das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen 

Bildungseinrichtungen ist eine Studieneingangs- und Orientierungsphase gemäß § 66 Abs. 1, 1a und 1b 
als Teil des betreffenden Studiums einzurichten. Erfolgt die Auswahl der Studierenden bis längstens ein 
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Semester nach der Zulassung, ist § 66 Abs. 1, 1a und 1b mit der Maßgabe anzuwenden, dass das 
Auswahlverfahren Teil der Studieneingangs- und Orientierungsphase ist.“ 

29. § 54 Abs. 9a erhält die Absatzbezeichnung „9b“ und Abs. 9a lautet: 
„(9a) Bei gemeinsam mit Pädagogischen Hochschulen eingerichteten Lehramtsstudien (Studien für 

das Lehramt an Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen) ist im 
gleichlautend zu erlassenden Curriculum festzulegen, welche studienrechtlichen Bestimmungen des UG 
oder des Hochschulgesetzes 2005, BGBl. I Nr. 30/2006 für die Durchführung des Studiums gelten. Die 
Bestimmungen des § 91 Abs. 1 und 2 sind jedenfalls anzuwenden.“ 

30. § 60 Abs. 5 erster Satz lautet: 
„(5) Einer Antragstellerin oder einem Antragsteller, die oder der noch an keiner Universität oder 

Pädagogischen Hochschule zugelassen war, hat die Universität anlässlich der erstmaligen Zulassung eine 
Matrikelnummer zuzuordnen.“ 

31. Nach § 64 Abs. 1 Z 2 wird folgende Z 2a eingefügt: 
 „2a. anderes österreichisches Zeugnis über die Zuerkennung der Studienberechtigung gemäß 

Hochschul-Studienberechtigungsgesetz, BGBl. I Nr. 71/2008, für die gemeinsam mit 
Pädagogischen Hochschulen eingerichteten Lehramtsstudien (Studien für das Lehramt an 
Schulen bzw. Berufstätigkeiten an elementarpädagogischen Bildungseinrichtungen).“ 

32. In § 64a Abs. 11 wird das Wort „Studienrichtung“ durch das Wort „Studienrichtungsgruppe“ ersetzt. 

33. § 67 Abs. 1 lautet: 
„§ 67. (1) Die Universitäten haben festzulegen, dass Studierende auf Antrag für höchstens zwei 

Semester je Anlassfall, insbesondere wegen Ableistung eines Präsenz- oder Zivildienstes, wegen länger 
dauernder Erkrankung, wegen Schwangerschaft, wegen Betreuungspflichten für Kinder oder 
pflegebedürftige Angehörige oder wegen der Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres, 
bescheidmäßig zu beurlauben sind. Näheres ist in der Satzung festzulegen. Die Beurlaubung ist bis 
längstens zum Ende der Nachfrist des jeweiligen Semesters zu beantragen.“ 

34. In § 87 Abs. 5 entfällt das Wort „ausländischen“. 

35.  In § 88 Abs. 1a wird das Wort „verliehenen“ durch das Wort „verliehen“ ersetzt. 

36. In § 91 Abs. 2 wird die Wortfolge „gemäß § 1 der Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Verkehr über die Festlegung von Personengruppen bei der Zulassung zu ordentlichen Studien 
(Personengruppenverordnung), BGBl. II Nr. 211/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II 
Nr. 15/1998“ durch die Wortfolge „gemäß § 1 der Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung über die Festlegung von Personengruppen bei der Zulassung zu ordentlichen Studien 
(Personengruppenverordnung 2014 – PersGV 2014), BGBl. II Nr. 340/2013“ ersetzt. 

37. § 94 Abs. 2 und 3 lauten: 
„(2) Zum wissenschaftlichen und künstlerischen Universitätspersonal gehören: 

 1. die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren; 
 2. die Universitätsdozentinnen und Universitätsdozenten sowie die wissenschaftlichen und 

künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb; 
 3. die Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung. 

(3) Zum allgemeinen Universitätspersonal gehören: 
 1. das administrative Personal; 
 2. das technische Personal; 
 3. das Bibliothekspersonal; 
 4. das Krankenpflegepersonal; 
 5. die Ärztinnen und Ärzte zur ausschließlichen Erfüllung von Aufgaben im Rahmen einer 

öffentlichen Krankenanstalt.“ 
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38. § 96 samt Überschrift lautet: 
„Ärztinnen und Ärzte in Facharztausbildung 

§ 96. Ärztinnen und Ärzte in Ausbildung zur Fachärztin oder zum Facharzt stehen für die Dauer 
ihrer Ausbildung in einem zeitlich befristeten Ausbildungsverhältnis zur Universität. Ihre Aufgaben 
ergeben sich aus den ärzterechtlichen Ausbildungsvorschriften und die Erfüllung der Aufgaben erfolgt in 
engem Kontakt mit wissenschaftlicher Forschung und Lehre. Die Ärztinnen und Ärzte in 
Facharztausbildung sind berechtigt, Aufgaben in Forschung und Lehre wahrzunehmen, soweit die 
Facharztausbildung dadurch nicht beeinträchtigt wird.“ 

39. Nach § 118 werden folgende §§ 118a und 118b samt Überschrift eingefügt: 
„Bauleitplan 

§ 118a. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat einen gesamtösterreichischen 
Bauleitplan, der in bis zu drei getrennte Planungsregionen gegliedert sein kann, als Planungsinstrument 
für die Realisierung universitärer Immobilienprojekte zu führen. Der gesamte Bauleitplan ist öffentlich. 

(2) Der Bauleitplan hat alle Immobilienprojekte der Universitäten, insbesondere Neubauten, 
Umbauten, (General-)Sanierungen, Adaptierungen und Anmietungen, jeweils mit den entsprechenden 
Investitionskosten einschließlich Erstausstattung bzw. Neueinrichtung und sonstigen Einmalkosten sowie 
sämtliche Folgekosten zu enthalten. 

(3) Nicht in den Bauleitplan aufzunehmen sind Projekte, deren finanzielle Bedeutung jenen Wert 
nicht übersteigt, ab dem gemäß der Vorhabensverordnung, BGBl. II Nr. 22/2013, das Einvernehmen mit 
der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen herzustellen wäre. 

(4) Die Universitäten haben ihre mittelfristig geplanten Immobilienprojekte der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister bekanntzugeben. Jedes Immobilienprojekt ist von der betreffenden Universität 
unter Anwendung von Berechnungsgrundlagen, die in der Projektbeschreibung offenzulegen sind, 
finanziell zu bewerten. 

(5) Über die Aufnahme eines Immobilienprojekts in den Bauleitplan entscheidet die 
Bundesministerin oder der Bundesminister nach Vorlage einer Projektdarstellung durch die betreffende 
Universität. Die Immobilienprojekte sind unter Berücksichtigung hochschulpolitischer 
Schwerpunktsetzungen und der Bedarfe der Universitäten, auch über Planungsregionen hinweg, nach 
Priorität zu reihen. Hierzu hat die Bundesministerin oder der Bundesminister die Universitäten einer 
Planungsregion einzuladen, gemeinsam einen entsprechenden Vorschlag zu erstellen. Diese 
Prioritätenreihung ist regelmäßig, wenigstens im Abstand von drei Jahren, zu aktualisieren. 

Immobilienbewirtschaftung der Universitäten 
§ 118b. (1) Zur Finanzierung von Projekten für die universitäre Gebäudeinfrastruktur 

(Immobilienprojekte) hat die Bundesministerin oder der Bundesminister im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen unter Berücksichtigung des Bauleitplanes 
(§ 118a) ein Bauinvestitionsvolumen festzulegen. Mit der einvernehmlichen Festlegung des 
Bauinvestitionsvolumens gilt das Einvernehmen gemäß BHG 2013 für die Projekte und Vorhaben, die 
mit diesem Bauinvestitionsvolumen finanziert werden, als hergestellt. 

(2) Sofern das Bauinvestitionsvolumen ausgeschöpft und es auf Grund von 
bundeshaushaltsrechtlichen Vorschriften notwendig ist, ist neuerlich das Einvernehmen mit der 
Bundesministerin oder dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 

(3) Die Realisierung bzw. Finanzierung von Immobilienprojekten ist zwischen der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister und der betreffenden Universität zu vereinbaren. 

(4) Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann nach Maßgabe des aktuellen budgetären 
Handlungsspielraumes, der Prioritätenreihung des Bauleitplanes, der Angemessenheit der finanziellen 
Bewertungen sowie der übergeordneten bildungs- und wissenschaftspolitischen Interessen sowie der 
allgemeinen volkswirtschaftlichen Lage die Freigaben für einzelne Projekte gemäß Abs. 5 erteilen. 

(5) Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann das Verfahren für die Projektplanung und    
-abwicklung durch Verordnung regeln, wobei insbesondere Regelungen über die einzelnen 
Verfahrensschritte, die in der Projektbeschreibung anzuwendenden Berechnungsgrundlagen (§ 118a 
Abs. 4), die Aufnahme in den Bauleitplan, die Erstellung eines Raum- und Funktionsprogrammes, die 
Planungsfreigabe, die Baufreigabe und über Berichtspflichten der betreffenden Universität getroffen 
werden können. 
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(6) Projekte, die gemäß § 118a Abs. 3 nicht in den Bauleitplan aufzunehmen sind, sind von der 
Anwendung des Abs. 5 ausgenommen. Die Bundesministerin oder der Bundesminister kann für 
Immobilienprojekte, deren Kosten zur Gänze von Dritten bedeckt werden, Ausnahmen von der 
Vorgehensweise gemäß Abs. 5 genehmigen.“ 

40. § 124 Abs. 15 erster Satz lautet: 
„(15) Ordentliche Studierende, die Doktoratsstudien betreiben, welche mit einem Arbeitsaufwand 

von mindestens 120 ECTS-Anrechnungspunkten vor dem Inkrafttreten des § 54 Abs. 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2006 eingerichtet wurden, sind berechtigt, diese Studien bis längstens 
30. November 2017 nach diesen Vorschriften abzuschließen.“ 

41. Dem § 125 Abs. 14 wird folgender Abs. 15 angefügt: 
„(15) Soll eine Universitätsdozentin oder ein Universitätsdozent an jener Universität, der sie oder er 

zur Dienstleistung zugewiesen ist, in ein Arbeitsverhältnis als Universitätsprofessorin oder 
Universitätsprofessor gemäß §§ 97 ff aufgenommen werden, ist die Anwendung des § 160 BDG 1979 
zulässig. Im Falle der Gewährung einer Freistellung unter Beibehaltung der Bezüge gelten aus dem 
Arbeitsverhältnis gebührende, den fortgezahlten Bezug übersteigende, Leistungen als Entgelt.“ 

42. In § 135 Abs. 3 zweiter Satz wird das Zitat „§ 94 Abs. 3 Z 5 und Z 6“ durch das Zitat „§ 94 Abs. 3 
Z 5“ ersetzt. 

43. An § 143 Abs. 35 wird folgender Abs. 36 angefügt: 
„(36) Kollegialorgane und Gremien, die am 1. März 2015 konstituiert sind, gelten bis zum Ende 

ihrer Funktionsperiode im Hinblick auf § 20a als gesetzeskonform zusammengesetzt.“ 

44. § 21 Abs. 6a, § 22 Abs. 3a, § 25 Abs. 4a und § 25 Abs. 7a treten außer Kraft. 
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